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§3

Die Treuhandanstalt hat einen Nachweis über den Bestand 
der Geschäftsanteile und Aktien, die sie in Treuhandschaft 
übernommen hat, zu führen.

§4
Die Treuhandanstalt gibt nach Vorliegen der Voraussetzun­

gen gemäß der Umwandlungsverordnung gemeinsam mit dem 
umzuwandelnden Betrieb die Umwandlungserklärung ab. 
Mit der Umwandlungserklärung sind bei Aktiengesellschaf­
ten ein vorläufiger Vorstand bis zur ersten Sitzung des Auf­
sichtsrates einzusetzen und bei GmbH die Geschäftsführer 
zu bestellen. Bei GmbH kann der Aufsichtsrat den Gesell­
schaftern die Bestellung neuer Geschäftsführer empfehlen.

§5
(1) Die Treuhandanstalt übt die Gesellschaftsrechte an den 

Kapitalgesellschaften aus, an denen sie Anteile hält.
(2) Die Treuhandanstalt wird Rechtsträger an dem Grund 

und Boden, der sich bis zur Umwandlung in Rechtsträger­
schaft der umgewandelten Kombinate, Betriebe und Ein­
richtungen befand. Sie ist berechtigt, auf vertraglicher Grund­
lage Nutzungsrechte an diesem Grund und Boden zu verge­
ben sowie auf gesetzlicher Grundlage Nutzungsrechte zu ver­
leihen.

(3) Die Treuhandanstalt kann Wertpapiere auf der Grund­
lage gesonderter Rechtsvorschriften emittieren.

(4) Die Treuhandanstalt übt alle weiteren ihr durch Rechts­
vorschriften oder Beschlüsse der Volkskammer übertragenen 
Rechte und Pflichten aus.

§6

(1) Die Treuhandanstalt kann juristische und natürliche 
Personen beauftragen, die Rechte und Pflichten aus den von 
der Treuhandanstalt gehaltenen Gesellschaftsanteilen und 
Aktien wahrzunehmen (nachfolgend Beauftragte genannt).

(2) Die Treuhandanstalt kann auch Kapitalgesellschaften, 
an denen sie die Anteile hält, als Gesellschafter für andere 
Kapitalgesellschaften einsetzen.

(3) Die Beauftragten nehmen die Rechte und Pflichten 
wahr, die die Treuhandanstalt gegenüber den Kapitalgesell­
schaften hat. Folgende Geschäfte bedürfen der Zustimmung 
des Direktoriums der Treuhandanstalt:

a) Veräußerung von Beteiligungen;
b) Bestimmung der Stimmausübung bei Kapitalerhöhun­

gen und Kapitalherabsetzungen;
c) Bestimmung der Stimmausübung bei der Liquidation 

der Kapitalgesellschaft.
Die Beauftragten haben die Jahresabschlüsse und Geschäfts­
berichte der Kapitalgesellschaften an die Treuhandanstalt zu 
übermitteln; sie sind der Treuhandanstalt rechenschaftspflich­
tig.

(4) Die Rechte und Pflichten der Beauftragten sind durch 
Vertrag zu regeln.

§7
Das Direktorium

(1) Das Direktorium besteht aus fünf Personen.
(2) Die Mitglieder des Direktoriums werden durch den 

Verwaltungsrat gemäß § 9 für 5 Jahre bestellt. Die Berufung 
zum Mitglied des Direktoriums kann widerrufen werden, 
wenn grobe Pflichtverletzung, Unfähigkeit zur ordnungs­
gemäßen Geschäftsführung oder andere wichtige Gründe vor­
liegen.

(3) Jedes Mitglied des Direktoriums ist der Treuhandanstalt 
für die ordnungsgemäße Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten verantwortlich und auf der Grundlage der Gesetze 
für Pflichtverletzungen haftbar. Die Mitglieder des Direkto­
riums haben alle Handlungen zu unterlassen, die den Inter­
essen der Treuhandanstalt zuwiderlaufen. Sie dürfen nicht 
Mitglieder von Aufsichtsräten bei Kapitalgesellschaften sein, 
an denen die Treuhandanstalt Anteile hält oder bei denen

diese Gesellschaften als Gesellschafter gemäß § 6 (3) einge­
setzt sind.

(4) Die Mitglieder des Direktoriums wählen aus ihrer Mitte 
den Vorsitzenden und einen Stellvertreter.

(5) Das Direktorium gibt sich mit Zustimmung des Verwal­
tungsrates gemäß § 9 eine Geschäftsordnung.

§ 8
Aufgaben des Direktoriums

(1) Das Direktorium der Treuhandanstalt arbeitet auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften und des Statutes.

(2) Das Direktorium vertritt die Treuhandanstalt gerichtlich 
und außergerichtlich. In der Geschäftsordnung können ein­
zelne Mitglieder des Direktoriums zur Vornahme bestimm­
ter Geschäfte oder bestimmter Arten von Geschäften ermäch­
tigt werden.

(3) Das Direktorium hat dem Verwaltungsrat mindestens 
einmal jährlich einen Bericht über die Tätigkeit der Treu­
handanstalt zu erstatten. Der Bericht hat eine Übersicht über 
die Lage in den Unternehmen, an denen die Treuhandanstalt 
beteiligt ist, zu enthalten. Die Berichte haben den Grundsät­
zen einer gewissenhaften und wahrhaften Rechenschaft zu 
entsprechen.

§9
Der Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 11 Personen.
(2) Dem Verwaltungsrat gehören 8 Mitglieder an, die von 

der Volkskammer auf 5 Jahre gewählt werden. Der Gewerk­
schaftsbund kann der Volkskammer einen Gewerkschafts­
vertreter zur Wahl in den Verwaltungsrat Vorschlägen. Die 
gewählten Mitglieder des Verwaltungsrates können abgewählt 
werden, wenn die im § 7 Abs. 2 genannten Gründe vbrliegen.

(3) Der "Präsident der Staatsbank der DDR, der Minister 
der Finanzen und Preise und ein weiteres, für Wirtschaft zu­
ständiges Mitglied der Regierung sind von Amts wegen Mit­
glieder des Verwaltungsrates.

(4) Der Verwaltungsrat hat aus seiner Mitte einen Vorsit­
zenden und mindestens einen Stellvertreter zu wählen.

§ 10
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat übt die Aufsicht über die Tätigkeit 
des Direktoriums aus.

(2) Der Verwaltungsrat kann vom Direktorium jederzeit 
einen Bericht über die Angelegenheiten der Treuhandanstalt 
verlangen, die Unterlagen einsehen und prüfen bzw. prüfen 
lassen.

(3) Der Verwaltungsrat hat folgende weitere Aufgaben:
a) Genehmigung des Tätigkeitsberichtes des Direktoriums 

und seine Weiterleitung an die Volkskammer und den 
Ministerrat;

b) Zustimmung zu Geschäften des Direktoriums nach nä­
herer Bestimmung der Geschäftsordnung des Verwal­
tungsrates ;

c) Bestätigung der Struktur der Treuhandanstalt;
d) Bestätigung des Haushaltes sowie der Jahresabrechnung 

der finanziellen Aktivitäten der Treuhandanstalt.
(4) Der Verwaltungsrat verfügt über ein Budget als Be­

standteil des Haushaltes der Treuhandanstalt.

§11
Innere Ordnung des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn alle Mit­
glieder unter Angabe der Tagesordnung ordnungsgemäß ge­
laden und mindestens 8 Mitglieder anwesend sind.

(2) Beschlüsse des Verwaltungsrates werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit der Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stim­
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Ein


